
4.3 • Erziehung kriminell gefährdeter Bürger

tungen und Genossenschaften ihre Pflichten bei der 
Erziehung kriminell gefährdeter Bürger entspre­
chend den Rechtsvorschriften erfüllen.

§ 7
(1) Durch die örtlichen Räte sind zur Unterstützung 
der Erziehung kriminell gefährdeter Bürger entspre­
chend den 'Erfordernissen ehrenamtliche Mitarbei­
ter einzusetzen. Als ehrenamtliche Mitarbeiter sind 
staatsbewußte Bürger zu gewinnen, die über ent­
sprechende Lebenserfahrungen verfügen, das Ver­
trauen der Werktätigen besitzen und in der Lage 
sind, zur Erziehung kriminell gefährdeter Bürger 
beizutragen.
(2) Entsprechend den Erfordernissen sind durch die 
Räte der Kreise, Städte und Stadtbezirke Ärzte, Psy­
chologen , Pädagogen und andere Fachkräfte zur Be­
ratung komplizierter Betreuungsfälle heranzuzie­
hen.
(3) Die ehrenamtlichen Mitarbeiter werden von den 
Bürgermeistern der Städte und Gemeinden bzW. 
durch die Stellvertreter der Vorsitzenden für Inneres 
der Räte der Kreise, Stadtkreise und Stadtbezirke 
berufen und nehmen im Aufträge der örtlichen 
Räte eine staatliche und gesellschaftliche Funktion 
wahr.
(4) Zur Sicherung berechtigter gesellschaftlicher 
und persönlicher Interessen der Bürger sind die eh­
renamtlichen Mitarbeiter über die ihnen in Aus­
übung ihrer Tätigkeit bei der Erziehung und Betreu­
ung kriminell gefährdeter Bürger bekannt werden­
den Tatsachen gegenüber mit der Sache nicht betrau­
ten Personen zur Verschwiegenheit verpflichtet.
(5) Die ehrenamtliche Mitarbeit bei der Erziehung 
kriminell gefährdeter Bürger ist gesellschaftliche Tä­
tigkeit im Sinne des § 1 der Verordnung vom 
11. April 1973 über die Erweiterung des Versiche­
rungsschutzes bei Unfällen in Ausübung gesell­
schaftlicher, kultureller oder sportlicher Tätigkeiten 
(GBl. I Nr. 22 S. 199). Für den Versicherungsschutz 
gilt weiterhin § 6 der Anordnung vom 18. November 
1969 über die Bedingungen für die Pflichtversiche­
rung der staatlichen Organe und staatlichen Einrich­
tungen bei der Staatlichen Versicherung der Deut­
schen Demokratischen Republik (GBl. II Nr. 101 
S. 682).

Hinweis: Die VO über die Erweiterung des Versi­
cherungsschutzes ... gilt i. d. F. der Bkm. vom 26. 9. 
1977 (GBl. I Nr. 31 S. 346).

(6) Die örtlichen Räte sind für die Anleitung der eh­
renamtlichen Mitarbeiter verantwortlich. Dazu ha­
ben sie regelmäßig Erfahrungsaustausche und Bera­
tungen mit den ehrenamtlichen Mitarbeitern durch­
zuführen.
(7) Die materielle Sicherstellung der Tätigkeit der 
ehrenamtlichen Mitarbeiter hat im Rahmen der im

Haushalt der örtlichen Räte geplanten Mittel für die 
Beschaffung von Fachliteratur, Durchführung von 
Exkursionen und Schulungen sowie für die Anerken­
nung hervorragender Leistungen durch Sach- oder 
Geldprämien entsprechend den geltenden Rechts­
vorschriften zu erfolgen.

§ 8
(1) Die ehrenamtlichen Mitarbeiter und die Vertre­
ter der Arbeitskollektive kontrollieren die Einhal­
tung der festgelegten Auflagen, nehmen auf das Ver­
halten der kriminell gefährdeten Bürger erzieheri­
schen Einfluß und stehen ihnen beratend und unter­
stützend zur Seite. Dabei arbeiten sie eng mit den 
örtlichen Räten, den Leitern der Betriebe und Vor­
ständen der Genossenschaften, den Betriebsgewerk­
schaftsleitungen sowie den gesellschaftlichen Kräf­
ten der Betriebe und Wohngebiete zusammen.
(2) Die ehrenamtlichen Mitarbeiter haben das 
Recht,
- die von ihnen betreuten kriminell gefährdeten 

Bürger in ihrer Wohnung (außer zur Nachtzeit) 
oder Arbeitsstelle aufzusuchen,

- Forderungen zur Realisierung der erteilten Auf­
lagen zu stellen,

- Sanktionen gemäß § 12 beim zuständigen örtli­
chen Rat zu beantragen.

Entsprechend den Erfordernissen können diese 
Rechte auch von Vertretern der Arbeitskollektive 
wahrgenommen werden.
(3) Die ehrenamtlichen Mitarbeiter sind berechtigt, 
über die von ihnen betreuten kriminell gefährdeten 
Bürger Auskünfte in den Betrieben, Einrichtungen 
und Genossenschaften sowie den Hausgemeinschaf­
ten über ihr Verhalten im Arbeits- bzw. Freizeitbe­
reich einzuholen.

§ 9
(1) Die Räte der Kreise und Stadtkreise mit Stadt­
bezirken sind in ihrem Verantwortungsbereich für 
die Anleitung und Kontrolle der Räte der Städte, 
Stadtbezirke und Gemeinden bei der Erziehung kri-f 
minell gefährdeter Bürger verantwortlich. Sie arbei-) 
ten eng mit den Betrieben, Einrichtungen und Ge-s 
nossenschaften, der Staatsanwaltschaft, den Gerich­
ten, den Sicherheitsorganen, den Leitungen der ge­
sellschaftlichen Organisationen, insbesondere des 
FDGB, und den Ausschüssen der Nationalen Front 
der DDR zusammen.
(2) Die Räte der Kreise und Stadtkreise mit Stadt-; 
bezirken haben zu sichern, daß
a) durch die Ämter für Arbeit kriminell gefährdeten 

oder aus dem Strafvollzug entlassenen Bürgern 
geeignete Arbeitsplätze zugewiesen bzw. vermiu 
telt werden,

b) die Auflagen zur fachärztlichen Untersuchung 
bzw. Behandlung kriminell gefährdeter Bürger 
realisiert werden können,
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